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dimensioniert werden sotl. Der Beitrag geht der Frage nach, unter wetchen Voraussetzungen eine einseitige Änderung bzw ein
einseitiger Widerruf durch den Dienstgeber mögtich ist und welche vertragliche Ausgestaltung der Car Policy aus Beratersicht
empfehlenswert wäre.
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BVerfG, Beschlu ss vom 27 .11.2018 - 1 BvR 957 I 18 Prof. Ulrich Wenner

Das Benachteiligungsve_rbot des Art. 3 Abs. 3 Satz z Grundgesetz (GG) kann 3
verletzt sein, wenn die Lebenssituatíon von behinderten gegenüber derjenigen
nicht behinderter Menschen durch gesetzliche Regelungen verschlechtert wird,
die ihnen Möglichl<eiten vorenthalten, welche anderen offen stehen. 

a

Das liegt auf der Hand, wenn etwa ein

Gericht eine mündliche Verhandlung an

einem Ort durchfûhren will, den ein Roll-

stuhlfahrer nicht erreichen l(ann.

Gleichwertige Teilhabemöglichkeit
Aber auch jenseits so eindeutiger l(ons-

te[lationen müssen die Gerichte bei der
Auslegu ng verfah rensrechtticher Vorschrif-
ten und der Gestaltung des Verfahrens der
spezifischen Situation eines Beteiligten
mit Behinderung so Rechnung tragen, dass

dessen Teilhabemöglichkeit der einem

nichtbehinderten Beteitigten gleichwertig
ist. Diese Verpftichtung der Gerichte geht

aber nicht so weit, dass sie die mündliche
Verhandtung auf Wunsch eines behinder-
ten l([ägers so flihren müssten, dass die-

ser zu Hause von seinem Computer aus

mit den Richtern und den übrígen Betei-
ligten l<ommunizieren l<ann. Das hat das

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) am

27.11.2c18 entschieden, und diesem Be-

schluss durch eine Pressem¡tteilung vom

3. 7. 2org bewusst größere Aufmerl<sam-

l<eit geschaffen.

ln Grenzen

Der l(läger aus Sachsen hatte in einer An-
gelegenheit nach dem Neunten Buch So-

zialgesetzbuch (SGB lX) vor dem Landes-

sozialgericht (LSG) in Chemnitz geltend

gemacht, wegen seiner Erl<ranl<ung (Au-

tismus in Gestatt des Asperger-Syndroms)
l<önne er nicht persönlich an einer münd-
lichen Verhandlung teilnehmen. Deshalb

müsse das LSG ihm die Möglichkeit geben,

die Verhandlung barrierefrei nach Art eines
Chats so zu gestalten, dass er zu Hause

am PC über einen längeren Zeitraum mit
dem Gericht l<ommunizieren l<ann. Diese

Gestaltung der mündlichen Verhandlung
sieht das Sozialgerichtsgesetz (SGG) nicht
vor, und darin [iegt l<ein Widerspruch zum
Benachteiligungsverbot des Art. 3 Abs. 3
Satz z GG.

Die Verfassungsrichter betonen das be-

rechtigte lnteresse von Beteiligten, an der
mündlichen Verhandtung teilzunehmen
und ihr zu folgen, auch wenn damit ein be-

sonderer Aufwand verbunden ist, wie etwa

bei Menschen mit Seh- oder Hörbehinde-

rung. Dem miissen die Gerichte Rechnung

tragen, doch geht diese Verpflichtung nicht

so weit, dass a[[e anderen 6rundsätze, die

das gerichttiche Verfahren prägen, vol[-

ständig in den Hintergrund treten ì<önnen.

Strukturprinzipien mit Verfassungsrang

Gerichte müssen transparent entscheiden,

ihre Verhandtungen s¡nd öffentlich und

alle Richter müssen sich einen unmittelba-
ren Eindruck von den fûr die Entscheidung

maßgeblichen Umständen verschaffên

l<önnen. Zudem müssen die personelten

Ressourcen der justiz so eingesetzt wer-
den, dass mögtichst viele Verfahren zeit-
sparend, aber auch in einem rechtstaatli-
chen Anforderungen genügenden Rahmen

entschieden werden l<önnen. Diese Struk-
turprinzipien haben Verfassungsrang, so
dass sie gleichrangig neben dem Benach-

teiligungsverbot des Art. 3 Abs. 3 Satz z

GG stehen und nicht von diesem verdrängt
werden.

Der vom GG geforderte schonende Aus-
gteich zwischen be¡den Belangen hätte
nach Ansicht des BVerfG dadurch geschaf-
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Neben einem Berufsrichter

entscheiden in den l(ammern

iedes Sozialgerichts auch

zwei ehrenamtliche Richter

mit. Bei den Landessozial-

gerichten und beim

Bundessozialgericht (BSG)

setzen sich die Senate aus

ieweits drei Berufs- und zwei

ehrenamtlichen Richtern

zusammen. lnsgesamt gibt

es rund r4.zoo ehrenamttiche

Richter/innen (>Ehris<) in der

Sozialgerichtsbarl<eit. Über

ihre Herl<unft, Auswahl, Erfah-

rungen und Wirl<ungen war

bistang aber - empirisch fun-

diert - l<aum etwas bel(annt.

Das hat sich nun geändert.

ln einem Forschungsprojel<t

wurden {iber 1,3oo DEhris(

an Sozialgerichten befragt.

Die wichtigsten Ergebnisse

werden hier präsentiert.

Außerdem geht es um die

rechtlichen Grundtagen für

die Arbeit der >Ehrisa

Titeåthe¡t'¡a

Recht

Atters-
sicherung

Position 92
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Sozialgerichte:

Die Arbeit der
ehrenamtlichen Richter
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1.1.2 nUnsere Aufgabe ist es, kritisch nachzufragen und einzuhaken<<

Henning Grosl<reutz (lG Metatt) über seine Arbeit
als ehrenamtticher Richter am BSG
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nicht über zo % steigen und

das Rentenniveau nicht unter

48 % sinl<en. Wie es danach

weitergehen l<ann, dazu sott eine

Renten l<ommission Vorschläge

erarbeiten. Mit dabei ist auch

Axel Börsch-Supan, Direl<tor des

Munich Center for Economics of

AginS (MEA). Schon l<urz bevor

die Kommission startete, hatte

er seine rentenpolitischen Vor-

stellungen an die Öffentlichkeit

lanciert. Seine l(ernbotschaft:

Hattetinien und die Stabilisie-

rung des jetzigen Rentenniveaus

seien >unbezahlbaÍ((. Stimmt

das? Hier werden die Berech-

nungen des Wissenschaftters

unter die Lupe genommen.
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besitz als Verwaltungsvermögen (FG Baden-Wurttemberg, Urt. v.

15.5.2018 - 11 K 340il6) m. Anm. Thomas Wachter
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Aufsätze

RA Dr. Christoph Hülsmonn - Kapitalaufbringung in der GmbH im Spiegel aktueller BGH-Rechtsprechung ffi

Der aktuelte Stand der Rechtsprechung des BGH zur Aufbringung des Stammkapitals der GmbH wird anhand von ausgewählten höchstrichterli-

chen Judikaten nachgezeichnet. Vornehmlich werden hierbei die seit 2014 ergangenen Entscheidungen des fur das Gesellschaftsrecht zuständi-

gen ll. Zivilsenats berúcksichtigt. Soweit sinnvoll, wird auf frúhere Urteile und Beschlüsse auch der übrigen Senate hingewiesen.

Steffen Kögel- Der amtsunfähige GmbH-Geschäftsführer - wie groß ist das Risiko für den Rechtsverkehr?

Fast schon rltualmät\ig wird in Deutschland bei der Anmetdung zum Handelsregister seilens der GeschältsfÜhrer jährtich zigtausend Mal die Ver-

sicherung abgegeben, dass keine Umstände vorliegen, die ihrer Bestellung entgegenstehen und dass sie uber ihre unbeschränkte AuskunftspfLicht

gegenüber dem Reg¡stergericht betehrt worden sind. Die im Zusammenhang mit dieser Versicherung stehenden Vorschriften wurden im Rahmen

von gesetzlichen Änderungen immer wieder diskutiert und angepasst; ihre schiere Notwendigkeit und ihr Nutzen wurden jedoch nie wirklich oder

uberzeugend hìnterfragt. Das Registergericht nimmt die Versicherung tedigtich entgegen, es hat diesbezüglich keine weitergehende Prüfungs-

pfticht. Die Ausgestattung des Verfahrens legt den Schtuss nahe, dass es sich bei diesem Tei[ der Registeranmetdung mehr um Kosmetik als um

einen effektiven Schutzmechanismus handett, wobei sich gteichzeit¡g die Frage stetlt, wozu das Ganze gut ist. Der Aufwand ist auf allen Seiten

erhebtich - steht er in einem angemessenen Aufwand zum Nutzen? Dieser Frage wird im Beitrag nachgegangen.

prof. Dr, Dovid Hummel- Das nationale Steuergesetz unter der umfassenden Kontrolle des unionsrechtlichen Beihilferechts?

Der Beitrag widmet sich dem aktuellen Thema der steuerrechtlichen Beihilfen durch atlgemeine Steuergesetze. Ausgangspunkt ist Art. 107 AEUV,

der von der,,Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige" spricht. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen

Union arbeitet hier vor allem mit den Begriffen ,,setektivität" und ,,Vorteil", Dies bereitet seìt jeher atlen Beteiligten Schwierigkeiten, insbesondere

bei der überprufung von a¡gemein geltenden nationalen Steuerregelungen. Der Beitrag versucht einen alternativen Ansatz vorzustelten' der dem

lnteresse der Mitgtiedslaaten am Erhalt ihrer steuerrechtlichen Autonomie und dem lnteresse der Union an der Bekämpfung einer Umgehung des

Beihilferechts mittels der nationalen Steuergesetze hinreichend Rechnung trägt. ..

377

384

Jetzt buchen: Seminar,,Famitienhotding 2019" am 24.09.2019 in Frankfurt/Main 125.09.2019 in Dussel-

dorf www.otto-schmidt.de/seminaretr
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rungen ari die lT

Aufsätze

Prof. Dr. Volker Römerman¡, RA/FAHaGesR/FAlnsR/FAArbR' CSP

Endlich Hoffnung für das anwaltliche
Gesellschaftsrecht?

Mehrere Entscheidungen des BVerfG, aber auch die aktuellen

Marktentwicklungen eizwingen d¡e seit Jahren überfällige Reform

des anwaltlichen Gesellschaftsrechts. DAV und BRAK haben Ent-

würfe vorgelegt. lm Folgenden sollen Stärken und Schwächen der

Entwürfe vorgestellt und ein Ausblick auf wesentliche notwendige

Neuerungen gegeben werden.

@
Philipp Reusch, RA

Mobile Updates - Updatability, Update-Pflicht und
produkt-haftun gsrechtl ¡cher Rahmen

Ausgangspunkt des Beitrags ist die massiv ansteigende Anzahl von

Produkten, die Software enthalten oder in deren Umgebung funktio-

nieren. Hieraus ergeben sich neben vielen anderen rechtlichen Fra-

gestellungen ur.h itt., solche nach der Haftung für Schäden

durch fehlerhafteoderauch angreifbare Software' ln der Praxistreten

dabei vermehrt Problemlösungen mittels drahtloser Updates auf,

die die Software aufeinen neuen Stand bringen, bekannte Fehler be-

reinigen und Sicherheitslücken schließen. Da der Hersteller bei Soft-

warefehlern dem Risiko ausgesetzt ist, für Schäden einzustehen, die

etwa durch das vorsätzliche Ausnutzen der durch das Produkt ent-

standenen latenten Gefahren durch Dritte entstehen, ist er an einer

technischen Lösung auch aufdiesem Wege interessiert. Der produkt-

haftungs- und produktsicherheitsrechtliche Rahmen dieser Mög-

lichkeit soll hier ebenso beleuchtet werden wie die Frage nach einer

Verpfl ichtung zur Update-Fähigkeiteines Produktes bydesign'

Entscheidungen

BGH: Vertretung der AG durch den Aufsichtsrat auch bei Rechtsge-

schäft mit Ein-Personen-Gesellschaft des Vorstands

(15.1.2019 - ll 7R392/17 - dazu BB-Kommentar von

Prof. Dr. Michael 5töber)

OLG München: Haftung des faktischen GmbH-Geschäftsführers

analog 5 43 Abs.2 GmbHG
(23.1.2019 -7 U 2822/17 - dazu BB-Kommentar von

Karsten Haase, RA/FAArbR)

OLG Düsseldorf: Voraussetzungen ftir die gerichtliche Bestellung

eines Liquidators
(22.2.201 9 - l-3 W x 1 67 / 1 8\

Steuerrecht

Bs7 Die Woche im Blick

Entscheidungen
BFH: Verdeckte Gewinnausschüttung bei Rückstellung für drohende

Haftungsinanspruchnahme nach S 73 AO (24'1 0'201 B - I R 7811 6)

BFH: Anfechtung einer Kapitalertragsteuer-Anmeldung durch den

Vergütungsglätibiger; Erledigung der Kapitalertragsteuer-Anmel-

dung aufgrund der Einkommensteuerfestsetzung bei einem An-

trag nach 5 32d Abs. 4 EStG (20.1 1 .201 I - Vlll R 45/1 5)

BFH: Iätigkeit eines Heileurythmisten als ähnlicher Beruf i' S' von

5 1B Abs. 1 Nr. 1 5. 2 ESIG (20.1 1.201B - Vlll R26/1s)

BFH: Zuflusszeitpunkt von Entschädigungen für die Eintragung ei-

ner beschränkt persönlichen Dienstbârkeit zur Sicherung eines Flu-

tungsrechts (2i .1 1 .201 8 - Vl R 5411 6)

BFH: Pflanzenlieferungen für eine Gartenanlage

(14.2.2019-VR22117)
BFH: Grundbesitzwert für nach dem Erbanfall veräußerte, zu einem

land- und forstwirtschaftlichen Betrieb gehörende Grundstücke

(30.1.2019 - IIR 9/16)

Verwaltung
BMF: Konsequenzen des Austritts des Vereinigten Königreichs

8gg Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union

(8.4.2019 - lll C 1 - 5 7050/19l10001 :002)

BMF: Änderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung

(AEAO)(s.4.2019 - lvA 3 - s 0062119/10003)

904

Aufsätee E@
Dr. Nathalie Harksen, RAin, Philipp Kersten, B.Sc', und

Dipl.-Finw (FH) Manuel Sieben, StB, MCA

Die steuerlichen Folgen des Brexit - eine Analyse

aus der Sicht des deutschen Umsatzsteuer- und

des Zollrechts
Der EU-Chefunterhändler für den Brexit, Michel Barnier, hat am

2.4.2019 vor Abgeordneten des Europäischen Parlaments und einÈ

ger nationaler Parlamente in Brüssel noch einmal bekräftigt; dass

die Gefahr eines chaotischen Austritts des Vereinigten Königreichs

aus der EU ohne Vertrag von Tag zu Tag wachse. Sollte es tatsäch-

lich zu einem sog. harten Brexit kommen, hat dies weitreichend

Folgen für die umsatzsteuer- und zollrechtliche Abwicklung von

grenzü berschreitenden Geschäftsvorfällen'

917

919

910

915

Dr. K. Jan Schiffer, RA

Überzogene Managervergütungen: Versagung

des Betriebsausgabenabzugs?

Tatsächlich oder angeblich überzogene Managervergütungen und

die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen sind nach wie vor in der

Diskussion. Man hört und liest immer wieder über Bezüge (Festein'

kommen, Tantiemen, Altersversorgung und Sonstiges) von Mana-

gern in bisher jedenfalls in Deutschland nicht gekannten Höhen'

óie Diskuss¡onsbeiträge sind zum Teil recht ,,aufgeregt" und wohl

auch von Neid beeinflusst, nicht unähnlich der Diskussion um die

Vergütung von Profifußballern. .Journalisten, Aktionärsvertreter

unJ d.t vielfach beschworene ,,gemeine Bürger" murren zuneh-

mend. Das Thema ist unter verschiedenen rechtlichen Gesichts-

punkten möglichst sachlich zu betrachten. Gerade.auch die steuer-

rechtliche Betrachtung lohnt.

Entscheidung

BFH: Zur Anwendbarkeit des 5 8b Abs.5 KStG im Rahmen einer

grenzüberschreitenden Betriebsaufspaltun g

(16.1.2019 -lR72116)
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n¿chnungslegung
rUlnCCn, Ethische Richtlinien zu Artificial lntelligence

õisc, sr.tlrngnahme zum ED/2018/2,,Drohverlustrückstellungen

für belastende Verträge"

Flnanzierung
Ey: Rekorddividende bei DAX-Konzernen trotz sinkender Gewinne

Betriebswirtschaft
Bi*om: Mittelstand sieht sich bei Digitalisierung noch als Nach-

zügler
KfW Research: Digitalisierung kommt in der Breite des Mittel-

stands an - Digitalisierungsausgaben bleiben aber nièdrig

li¡l Bonn, KMU nutzen zunehmend Big Data und Cloud Compu-

ting

Aufsatz ¡6*'
prof. Dr. Stefan Müller, Sean Needham, M.Sc., und Kevin Mack

Ausrichtung von Vorstandsvergütungssystemen nach
dem Grundsatz der nachhaltigen Unternehmens-
entwicklung
Vor dem Hintergrund der immer wiederkehrenden. Diskussionen in

Gesellschaft, Wissenschaft und Unternehmenspraxis über die An-
gemessenheit und Ausgestãltung der Vorstandsvergütung in den
großen deutschen Publikumsgesellschaften und der stetigen No-
vellierung der Vergütungsvorgaben widmet sích der Beitrag der
Fragestellung, welche Kennzahlen den Vorstandsvergütungssyste-
men in den DAX-30-Konzernen zugrunde liegen und inwieweit da-
bei dem Grundsatz der nachhaltigen Unternehmensentwicklung
und somit den Erwartungen der Stakeholder entsprochen wird.
Hierzu wurden die Vergütungsberichte in den Konzernlageberich-
ten der DAX-30-Konzerne zum Geschäftsjahr 201T empirisch aui-
gewertet und analysiert, um auf dieser Basis Empfehlungen zur
Ausgestaltung des Vorstandsvergütungssystems auch für andere
Unternehmen abzuleiten.

Entscheidung

FG Berlin-Brandenburg: Keine Rückstellungen des Bauträgers für
Baumängel
(8.1.201 9 - 6 K 61 2 1 / 17 - dazu B}-Kornmentar von
D¡. Florian Kleinmanns, SIB/RA/FAStR)

Arbeitsrecht

Die Woche im Blick

Entscheidungen
BAG: Nachträgliche Betelligung des Betriebsrats bei Einstellung
(21.1 1.2018 - 7 ABR 16/ 17)
BAG: Eingruppierungsfragen im öffentlichen Dienst
(1 2.1 2.201 8 - 4 AZR 1 47 I 17)
BAG: Vorübergehender Bedarf an Arbeitsleistung als Silchgrund
für Befristung (21.1 1.2018 - 7 AZR 234/ 17)

Aufsatz
Bernd Weller, RA/FAArbR, und Teresa Baudis, RAin

BB-Rechtsprechungsreport zur Arbeitneh mermit-
bestimmung nach dem BetrVG - Teil ll: SS 99, 102
BEtTVG

Dieser Beitrag befasst sich mit ausgewählter Rechtsprechung des
BAG und einiger LAG zu den Beteiligungsrechten des Betriebsrates
bei personellen Einzelmaßnahmen gemäß der 55 99ff. BetrVG. Er

stellt damit den zweiten Teil einer kurzen Beitragsreihe dar, mit
welcher das Ziel verfolgt wird, einen Überblick über nennenswerte
Entscheidungen des BAG und einzelner LAG über die Mitbestim-
mungsrechte des Betriebsrates und seiner Organisation zu geben.
Neben der Einstellung, der Eingruppierung, der Umgruppierung
und der Versetzung von Arbeitnehmern ist dabei insbesondere
auch auf die Kündigung des Arbeitnehmers als wohl einschnei-
dendste personelle Einzelmaßnahme des Arbeitgebers einzuge-
hen. Demnach werden im Folgenden ausgewählte Gerichtsent-
scheidungen zu den Vorschriften der 55 99, 102 BetrVG, aber auch
zu benachbarten Regelungen, wie zum Beispiel den SS 100, 103

.BetrVG, dargestellt.

Entscheidung

BAG:5 l2a Abs. 1 5. 1 ArbGG verdrängt 5 288 Abs. 5 5. I BGB
(25.9.2018 - 8 AZR 26118 - dazu BB-Kommentar von
Prof. D¿ Tim Jesgarzewski, RA und FAATbR)

Neuerscheinung Buch
Maschmann, Totðl Compensat¡on

Handbuch: Bietet Lösungen zur Entgeltgestaltung
2. Auflage 2019,1.148 Seiten, Geb.,€ 219,-

lSBN: 978-3-8005-1691-9 / lnfos unten www.shop.ruw.de

Neuerscheinung Buch
Rammert/Hommelllillüstemann, Konzernbilanzierung case by case

Lösungen nach HGB und IFRS

6. Auflage 201 8, 386 Seiten, Kt., € 38.90

lSBN: 978-3-8005-001 8-5 / lnfos unter: www.shop.ruwde

Die Erste Seite
Dr. André-M. Szesny, LLM., RA

Die Whistleblower-Richtlinie kommt -
Abstandnahme vom Drei-Stufen-Modell
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